
Mitteilung nach § 5 UVPG bei Unterbleiben  
der Umweltverträglichkeitsprüfung  
 
 
Die Firma ALBA Nordbaden GmbH hat am 07.07.2025 beim 
Regierungspräsidium Karlsruhe den Antrag auf Erteilung einer 
immissionsschutzrechtlichen Änderungsgenehmigung für ihren 
Betriebsstandort in 76189 Karlsruhe, Südbeckenstraße 19a, Flst.-Nr. 
14651/3, gestellt. Gegenstand des Antrags ist die Restrukturierung und 
Erweiterung der Anlage zur Annahme, Behandlung und zeitweiligen 
Lagerung von Abfällen, insbesondere durch Umstellung auf einen 
Gewerbeabfallbetrieb für mineralische Abfälle, Einführung einer mobilen 
Behandlungsanlage für künstliche Mineralfasern (KMF) mit einer 
Verarbeitungskapazität von bis zu 1.000 t/a, Errichtung von zwei neuen 
Lkw-Waagen und eines Wiegehauses, Konditionierung und Vermischung 
mineralischer Abfälle, Einsatz eines Zwangsmischers und Big Bag-
Entpackers, Brechen und Sieben von Abfällen auf ≤ 100 mm, Lagerung 
von gefährlichen (bis 6.700 t) und nicht gefährlichen Abfällen (bis 18.000 
t) sowie Betrieb einer Abluftbehandlungsanlage (ca. 40.000 m³/h) mit 
Staubfilter und Aktivkohleschüttung. 
 
Für dieses Vorhaben war eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls 
nach den §§ 6 bis 14 UVPG in Verbindung mit Nr. 8.7.2.1 der Anlage 1 
und Anlage 3 des UVPG durchzuführen. Im Rahmen der Prüfung wurde 
festgestellt, dass für das beantragte Vorhaben keine Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Das 
Vorhaben kann nach Einschätzung der Behörde aufgrund überschlägiger 
Prüfung unter Berücksichtigung der in den Nummern 1, 2 und 3 der 
Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen haben, die nach § 25 UVPG zu berücksichtigen 
wären. 
 
Diese Einschätzung stützt sich im Wesentlichen auf nachfolgende 
Gründe:  
 
Die verwendeten Flächen sind bereits vollständig versiegelt, und die 
Änderungen erfolgen innerhalb der bestehenden Halle und des 
Betriebsgeländes ohne zusätzliche Flächeninanspruchnahme. Die 
Betriebsabläufe bleiben im Wesentlichen erhalten, mit Anpassungen zur 
Verbesserung der Effizienz und Umweltverträglichkeit. Durch technische 
und organisatorische Maßnahmen (z. B. Abluftreinigung mit Staubfilter 
und Aktivkohle, Befeuchtung zur Staubniederhaltung, Sicherheitskonzept 
gemäß Störfall-Verordnung, Brandschutzkonzept, 



Gewässerschutzmaßnahmen gemäß WHG/AwSV) werden potenziell 
umweltrelevante Gefährdungen (z. B. Luftschadstoffemissionen, 
Schallemissionen, Stofffreisetzungen in Wasser oder Boden) wirksam 
verhindert. Schall- und Luftschadstoffimmissionen unterschreiten die 
Grenzwerte der TA Lärm und TA Luft deutlich, und die Anlage liegt in 
einem Industriegebiet mit ausreichenden Abständen zu Schutzgebieten 
(z. B. 70 m zum nächstgelegenen Natura 2000-Gebiet). Es bestehen 
keine kumulierenden Vorhaben, die zusätzliche Auswirkungen 
verursachen könnten. Umweltauswirkungen sind durch das Vorhaben 
insgesamt nicht zu erwarten. 
 
Diese Feststellung ist nach § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig 
anfechtbar.  
 
Diese Mitteilung gilt als Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 UVPG.  
 
Karlsruhe, den 25.08.2025  
Regierungspräsidium Karlsruhe  
Abteilung Umwelt  
Referat 54.2 


